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Antrag 

der Abgeordneten Kroll-Schlüter, Rollmann, Frau Stommel, Burger, Frau Schleicher, 
Orgaß, Sauer (Salzgitter), Braun, Wohlrabe, Freiherr von Fircks 
und der Fraktion der CDU/CSU 


betr. Noveliierung des Gesetzes zum Schutze der Jugend in der dffentiichkeit 


Der Bundestag wolle beschließen: 

Die Bundesregierung wird ersucht, unverzüglich einen Gesetz- 
entwurf zur Novellierung des Gesetzes zum Schutze der Jugend 
in der Öffentlichkeit vorzulegen. 


Bonn, den 21. Mai 1975 
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Begründung umseitig 
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Begründung 

Das geltende „Gesetz zum Schutze der Jugend in der Öffent- 
lichkeit" in der Fassung vom 27. Juli 1957 (BGBl. I S. 1058) ist 
dringend reformbedürftig. Die Situation der Kinder und Ju- 
gendlichen in der Familie, in der Gesellschaft, im Ausbildungs- 
und Berufsverhältnis hat sich in den vergangenen Jahren tief- 
greifend gewandelt; eine Reihe von Regelungen im Jugend- 
schutzbereich ist durch diese Entwicklung überholt. 

Aufgrund dieser Tatasachen werden, wie die Erfahrungen 
zeigen, die geltenden Jugendschutzbestimmungen überhaupt 
nicht mehr oder nur mangelhaft angewandt. Ein umfassender, 
der Gegenwartsituation entsprechender Jugendschutz ist aber 
unverzichtbar. 

Seit 1972 liegt der Bundesregierung ein „kabinettsreifer" Ge- 
setzentwurf vor. Auf die entsprechende Frage des Herrn Ab- 
geordneten Kroll-Schlüter (vgl. Anlage 32 zur Niederschrift der 
77. Sitzung des Deutschen Bundestages) und auf die Kleine 
Anfrage von Abgeordneten der CDU/CSU-Fraktion betreffend 
Novellierung des Gesetzes zum Schutze der Jugend in der 
Öffentlichkeit, (vgl. Drucksachen 7/1724, 7/1777) hieß es im 
I. Quartal 1974, die Reform des Jugendhilferechts habe Vor- 
rang. Dieses Gesetzesvorhaben ist aber inzwischen zurück- 
gestellt worden. 

Daher muß nunmehr die dringende Novellierung des Gesetzes 
zum Schutze der Jugend in der Öffentlichkeit in Angriff genom- 
men werden. 
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